
Entlassung gegen 
ärztlichen Rat
„Gehen Sie gegen ärztlichen Rat nach Hause, müssen Sie eine gesonderte 
Erklärung unterschreiben. Sie übernehmen damit die Verantwortung für alle 
Nachteile, die Ihnen daraus entstehen.“ Mit Formulierungen wie diesen ver­
suchen Kliniken, eine Haftung bei vorzeitiger Entlassung des Patienten zu  
vermeiden. Aber: Ist das rechtens – und bei allen Patienten anwendbar? 
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J eder Arzt weiß: Eine Behandlung 
ohne ordnungsgemäße Aufklärung 
und Einwilligung des Patienten kann 
eine strafbare Körperverletzung sein.  

       Doch was ist, wenn sich der Patient 
bereits in Behandlung befindet, aber vor­
zeitig gehen will? Oder die Polizei nachts 
einen verletzten Betrunkenen bringt, der 
sich mit Händen und Füßen wehrt? Im 
Einzelfall kann der Grat zwischen Hilfs­
pflicht und Körperverletzung ziemlich 
schmal sein.

Einwilligungsfähigkeit 
einschätzen

▼▼
Ist die Ablehnung gültig?  Da nur ein 
einwilligungsfähiger Patient eine Behand­
lung rechtsgültig ablehnen kann, müssen 
Sie die aktuelle Einwilligungsfähigkeit 
des Patienten beurteilen. Woran Sie sich 
dabei orientieren können, steht z. B. in 
Lege artis 5/2012 [1]. 

Differenzieren nach konkreter Entschei-
dung und aktueller Verfassung  Die Ein­
willigungsfähigkeit ist auch situations­
abhängig: 

▶▶ So können Patienten mit chronischer 
psychischer Erkrankung oder geistiger 
Behinderung z. B. über viele medizini­
sche Behandlungen durchaus selbst 
entscheiden – selbst wenn sie in ande­
ren Bereichen z. B. nicht geschäftsfähig 
sind [2]. 
▶▶ Auch alkoholisierte Patienten können 
einwilligungsfähig sein. 

Statt nach einer starren Promille-Grenze 
sollten Sie hier nach dem klinischen Ein­
druck entscheiden: Routinierte Trinker 
vertragen oft mehr als andere. Außerdem 
ist die Schwere der Entscheidung rele­
vant: „In eine Blutabnahme kann jemand 
ggf. auch mit 3 ‰ einwilligen“, sagt Prof. 
Dr. Tilman Steinert, Psychiater und Leiter 
der Klinik für Psychiatrie und Psychothe­
rapie in Ravensburg-Weissenau. „Aber für 
die Verweigerung einer akut notwendi­
gen Behandlung reicht seine Einwilli­
gungsfähigkeit vermutlich nicht.“ Bei Un­
terlassen einer notwendigen Behandlung 
könne sich der Arzt also ggf. nicht auf eine 
rechtswirksame Ablehnung durch den Pa­
tienten berufen.

▶▶ Nicht einwilligungsfähig sind Patienten 
typischerweise bei fortgeschrittener 
Demenz, akuter Psychose, postopera­
tivem oder Entzugsdelir sowie starker 
Intoxikation [2]. 

Keine Willensäußerung möglich  In 
diesem Beitrag werden nur Patienten be­
trachtet, die ihren Willen äußern können 
und z. B. die stationäre Aufnahme oder 
eine weitere Behandlung ablehnen bzw. 
sich dagegen wehren. Kann der Patient 
seinen Willen nicht äußern, weil er z. B. 
bewusstlos oder hochgradig dement ist, 
sollten Sie

▶▶ seinen Willen anhand früherer Äuße­
rungen, der Patientenverfügung etc. 
ermitteln
▶▶ und – falls vorhanden – den Bevoll­
mächtigten oder gesetzlichen Betreuer 
hinzuziehen.

▶▶ In Notfallsituationen (schwere Verlet­
zungen, Ileus u. ä.), in denen sich der 
Patientenwille nicht ermitteln lässt, 
können Sie den mutmaßlichen Willen 
zugrunde legen, d. h. nach medizini­
schen Standards behandeln, um Lebens­
gefahr abzuwenden [1].

Einwilligungsfähige Patienten
▼▼

Gründlich aufklären  Verweigert ein 
einwilligungsfähiger Patient eine not­
wendige Behandlung bzw. Weiterbehand­
lung, müssen Sie zunächst versuchen, ihn 
zu überzeugen. Machen Sie die Dringlich­

keit deutlich, und weisen Sie auf den dro­
henden Gesundheitsschaden hin [3]. Dem 
Patienten sollte klar werden, dass er sich 
durch seine Weigerung risikoerhöhend 
verhält, und Sie müssen sicher sein, ihm 
das spezifische Risiko deutlich vor Augen 
geführt zu haben [3]. 
Es kann auch sinnvoll sein, dem Patienten 
kurz das heutige Abrechnungssystem im 
Krankenhaus zu erklären – um den Ver­
dacht auszuräumen, dass die Klinik an 
längeren Aufenthalten automatisch mehr 
verdient.

Ist die Aufklärung nicht deutlich und 
detailliert genug, kann der Patient  
evtl. Schadensersatz verlangen, wenn  
die Risiken tatsächlich eintreten  
(q Fallbeispiel 1).

Weigerung respektieren  Lehnt der ein­
willigungsfähige Patient nach einer sol­
chen Aufklärung die Behandlung weiter­
hin ab, müssen Sie dies respektieren. Für 
Schäden, die er als Folge seiner Weige­
rung ggf. erleidet, ist der Patient (mit) ver­
antwortlich – evtl. sogar dann, wenn zu­
sätzlich ein Behandlungsfehler des Arztes 
vorlag (q Fallbeispiel 2).

Recht

Fallbeispiel 1: Fehlerhafte Aufklärung – Patient erhält Schadensersatz

Der Patient litt unter einer seltenen Herzkrankheit mit schweren Herzrhythmusstörungen 
und hatte einen Defibrillator implantiert. 2005 wurde er in der Klinik umgestellt von Beta­
blockern auf Amiodaron-Monotherapie. Statt wie empfohlen 7–10 Tage stationär zu blei­
ben, wollte er gehen. Der Arzt klärte ihn auf, dass er bei Zunahme der Rhythmusstörungen 
wiederkommen müsse, und dass ihn der Defibrillator nicht vollständig gegen eine tödliche 
Tachykardie schützen könne. Einige Tage später traten Herzrhythmusstörungen auf, der Pati­
ent erlitt bleibende Hirnschäden und lag im Wachkoma. Die Klinik wurde zur Zahlung von 
Schmerzensgeld und Schadensersatz verurteilt: Der Arzt habe einen Behandlungsfehler 
begangen, als er nicht explizit über das neue Risiko durch die Medikamentenumstellung auf­
klärte. Er habe nicht deutlich genug gemacht, dass Amiodaron die Herzrhythmusstörungen 
sogar verstärken und sich der Zustand des Patienten daher noch verschlechtern könne.

Urteil des OLG Köln vom 06.05.2012, AZ 5 U 28/10, s. auch [10] 

Fallbeispiel 2: Korrekte Aufklärung – Patient ist selbst verantwortlich

Ein Fussballprofi erlitt 2004 während eines Spiels eine Bisswunde am Knie. Der Mannschafts­
arzt desinfizierte und nähte die Wunde vorläufig und riet dem Patienten, noch am gleichen 
Tag eine Klinik aufzusuchen. Dort empfahl man ihm neben der antibiotischen Therapie die 
Entfernung des Schleimbeutels (Bursektomie) und eine Wiedereröffnung der Wundnaht. 
Dies lehnte der Patient ab, da er nicht bei weiteren Spielen ausfallen wollte. Die Wunde ent­
zündete sich. Letztendlich war das Knie dauerhaft geschädigt, der Patient musste seinen Be­
ruf aufgeben. Seine Klage wehrte das Gericht ab: Da er die Wundrevision, Bursektomie und 
Antibiose abgelehnt habe, könne er den weiteren Verlauf nicht den behandelnden Ärzten 
anlasten – obwohl der Mannschaftsarzt einen schweren Behandlungsfehler begangen habe, 
indem er die Wunde nähte. Aber die anschließende Aufklärung durch den Klinikarzt sei aus­
reichend deutlich gewesen, sodass dieser Fehler wegen der späteren Behandlungsverweige­
rung nicht schadensursächlich sei.

Urteil des OLG Koblenz vom 27.08.2012, AZ 5 U 1510/11, s. auch [11] 
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Recht

Ausnahme: rechtfertigender Notstand 
Eine zwangsweise Behandlung bei einem 
voll einwilligungsfähigen Patienten wäre 
lediglich bei Fremdgefährdung zu be­
gründen, v. a. mit 

▶▶ einem rechtfertigenden Notstand (§ 34 
StGB) oder 

▶▶ Notwehr (§ 32 StGB). 
Ob die Voraussetzungen hierfür erfüllt 
sind und z. B. das geschützte Interesse das 
beeinträchtigte überwiegt, kann man 
aber nur im Einzelfall beurteilen. Möchte 
man z. B. nach der Nadelstichverletzung 
eines Chirurgen dem Patienten Blut für 
einen HIV-Test abnehmen, sollte man 
sämtliche Überredungskünste anwenden, 
damit der Patient zustimmt. Gegen seinen 
Willen wäre diese Körperverletzung nicht 
unbedingt mit einem Notstand zu recht­
fertigen [4].
Der Psychiater Steinert ergänzt: „Wer  
voll einwilligungsfähig und gleichzeitig 
fremdgefährdend ist, ist dies höchstwahr­
scheinlich nicht aufgrund einer psychi­
schen Erkrankung. Damit gehört er aber 
in die Zuständigkeit von Polizei und Justiz, 
nicht primär in eine Behandlung. Womit 
sollte ich ihn auch behandeln?“

Gefahrenquelle Straßenverkehr  Viele 
Patienten, die die Klinik „halb gesund“ 
verlassen, sind im Straßenverkehr beson­
ders gefährdet: Sie dürfen z. B. wegen Me­
dikamenteneinnahme kein Auto fahren, 
sind aber auch als Fußgänger stärker ge­
fährdet, wenn ihre Wahrnehmung oder 
Reaktionsfähigkeit noch herabgesetzt ist.

Erläutern Sie ggf. dem Patienten explizit 
diese Einschränkungen und weisen Sie ihn 
an, sich abholen zu lassen oder ein Taxi zu 
rufen.

Sonderfall: Überwachung nach Anäs­
thesie  Viele ambulante Eingriffe wer­
den unter Sedierung oder Narkose durch­
geführt. Anschließend ist der Patient für 
eine gewisse Zeit überwachungspflichtig 

– und möchte evtl. vorzeitig gehen. Arzt 
und Krankenhaus sind hier allerdings zu 
einer intensiveren Überwachung ver­
pflichtet als z. B. bei Alkoholisierten (s. un­
ten), da sie selbst die Gefahr verursacht 
bzw. verstärkt haben [5]. Das heißt:

▶▶ Sie müssen sicherstellen, dass der Pati­
ent nicht unbemerkt gehen kann, bevor 
Sie ihn ordnungsgemäß entlassen 
können [5].

▶▶ Falls erkennbar ist, dass er sich oder an­
dere unmittelbar gefährdet (z. B. im 
Straßenverkehr), sollten Sie ihn auch 
körperlich am Verlassen der Klinik hin­
dern und notfalls die Polizei rufen [6].

Eine genaue Dokumentation ist in diesen 
Fällen besonders wichtig und sollte ggf. 
auch Ihre eigenen Überlegungen und 
Gründe umfassen.

Müssen Patienten unterschreiben? 
Idealerweise sollte der Patient mit seiner 
Unterschrift bestätigen, dass er gegen 
ärztlichen Rat die Klinik verlässt bzw. die 
Behandlung verweigert. In vielen Klini­
ken gibt es spezielle Formulare hierfür. 
Erzwingen kann man die Unterschrift 
aber nicht – und sie ist im strengen Sinn 
auch 

▶▶ weder notwendig, 
▶▶ noch schützt sie Arzt oder Klinik vor 
einer Haftung. 

Allerdings sollten Sie die Weigerung dann 
besonders gut in der Patientenakte doku­
mentieren – evtl. gibt es Zeugen, die Sie 
hinzuziehen können. Vielleicht ist es auch 
möglich, den nachbehandelnden Arzt zu 
informieren bzw. den Patienten später 
noch einmal anzusprechen und zu ver­
suchen, ihn zu überzeugen [3].

Stark alkoholisierte Patienten
▼▼

Ohne Behandlungsbedarf: Nicht fest­
halten  Die reine Ausnüchterung Be­
trunkener ist keine ärztliche, sondern al­
lenfalls polizeiliche Aufgabe. Falls also bei 
einem Alkoholisierten kein medizinischer 
Behandlungsbedarf besteht – oder wenn 
Sie ihn z. B. durch Behandlung einer Platz­
wunde ausreichend versorgt haben – gibt 
es keinen Grund, ihn gegen seinen Willen 
in der Klinik festzuhalten. 

Bei offensichtlicher Fremdgefährdung: 
Polizei einschalten  Aber muss man 
nicht verhindern, dass der Patient an­
schließend ins Auto steigt und einen Un­
fall verursacht? „Nicht unbedingt“, sagt 
Prof. Steinert. „Der Arzt ist nicht pauschal 
verpflichtet, Straftaten zu verhindern – 
dem steht schon seine Schweigepflicht 
entgegen.“ Er empfiehlt daher:

▶▶ Je stärker die Alkoholisierung und je 
konkreter der Hinweis, dass der Patient 
tatsächlich Auto fahren will, desto eher 
muss der Arzt ihn abhalten. Sie können 
auch warnen: „Wenn Sie jetzt ins Auto 
steigen, muss ich die Polizei rufen.“
▶▶ Der Bruch der Schweigepflicht und die 
Verständigung der Polizei ist aber das 
allerletzte Mittel – vorher kann man z. B. 
Angehörige verständigen.
▶▶ Das eingesetzte Mittel muss immer 
verhältnismäßig zur Abwendung der 
Gefahr sein. 

Abb. 1  Ist der Patient aktuell nicht einwilligungsfähig, kann man ihn bei einem medizinischen Notfall 
vorübergehend fixieren – z. B. um eine notwendige Überwachung zu gewährleisten. Neben einer mecha­
nischen Fixierung (a) kommt evtl. auch eine medikamentöse Intervention (b) infrage.
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Recht

Ähnliches gilt, wenn der Patient droht, 
aggressiv zu werden:

▶▶ Wenn er sagt: „Jetzt fahre ich nach Hau­
se und bringe meine Frau um“, sollte 
der Arzt nicht zögern, die Polizei zu 
verständigen. 
▶▶ Kündigt er dagegen nur an, ggf. eine 
Fensterscheibe einzuschlagen, würde 
dies nach Steinerts Ansicht den Bruch 
der Schweigepflicht nicht rechtfertigen.

Alkoholisierte, die nicht (mehr) ärztlich 
überwacht oder behandelt werden müs­
sen, aber andere offensichtlich gefährden, 
gehören ggf. in die Obhut der Polizei.  
Da der Arzt seine Schweigepflicht bricht, 
wenn er die Polizei ruft, muss dies aber 
verhältnismäßig sein.

Akuter Behandlungsbedarf: Abwägen 
Falls der Patient verletzt ist oder (z. B. 
nach einem Unfall) engmaschig über­
wacht werden sollte, gewinnt die Hilfs­
pflicht des Arztes an Bedeutung. Er muss 
dann abwägen:

▶▶ Wie gravierend ist die Verletzung oder 
die Erkrankung bzw. wie groß ist das 
Risiko, wenn der Patient nicht behan­
delt wird? Wie groß ist die abzuwen­
dende Gefahr?
▶▶ Wie stark ist der Patient in seiner Ein­
willigungsfähigkeit beeinträchtigt?
▶▶ Welcher Grad an Zwang ist dement­
sprechend gerechtfertigt?

„Ein Gewohnheitstrinker verhält sich auch 
mit 1,5 ‰ noch normal und kann selbst 
entscheiden“, so Tilman Steinert. „Wenn 
er sich standhaft weigert, eine Schnitt­
wunde versorgen zu lassen, gibt es keinen 
Grund für Zwangsmaßnahmen.“ 

Im Extremfall: Sedieren  Anders sähe es 
bei einem Patient im Vollrausch aus: Hier 
wäre der Arzt ggf. sogar verpflichtet, ei­
nen gewissen Zwang auszuüben, um sich 

nicht dem Vorwurf der unterlassenen 
Hilfeleistung auszusetzen. Man könnte 
den Patienten evtl. zur Wundversorgung 
fixieren, notfalls mit Hilfe der Polizei. 
Auch für eine Überwachung – etwa bei 
Delir oder nach Schädel-Hirn-Trauma – 
kann eine Fixierung vorübergehend nötig 
sein (q Abb. 1). Neben mechanischen 
Maßnahmen (Gurtfixierung) oder statt 
dieser kann man die Gabe eines sedieren­
den Medikaments in Erwägung ziehen, 
z. B. Haloperidol i. m. [7]. 

▶▶ Der Arzt kann von einer mutmaßlichen 
Einwilligung ausgehen, wenn er anneh­
men kann, dass ein verständiger Patient 
in dieser Lage bei angemessener Auf­
klärung eingewilligt hätte [8]. 

Geht es um potenziell lebensgefährliche 
Verletzungen, sind – nach vergeblichen 
Überredungsversuchen – auch drasti­
schere Maßnahmen möglich. Steinert 
meint: „Wenn ein volltrunkener Patient 
z. B. nach einem Schädel-Hirn-Trauma 
schon neurologische Symptome zeigt, 
aber die Diagnostik verweigert, würde ich 
notfalls auch einen Anästhesisten dazu­
rufen, um ihn zwangsweise zu sedieren 
oder in eine Kurznarkose zu versetzen.“ 

Eine notfallmäßige Fixierung Alkoholisier­
ter kann auf der Grundlage eines rechtfer­
tigenden Notstands (§ 34 StGB) erfolgen. 
Sie muss aber verhältnismäßig sein. Doku­
mentieren Sie möglichst genau, welche 
Gefahr Sie mit welcher Maßnahme ab­
wenden wollten.

Überwachung notfalls auf der Intensiv-
station  Vor allem im Nachtdienst kann 
sich ein organisatorisches Problem erge­
ben, wenn man den Patienten gegen sei­
nen Willen in der Klinik behalten muss 
(q Fallbeispiel 3): Zum einen müssen 
fixierte Patienten sowieso kontinuierlich 
überwacht werden [7]. Ist der Patient 

außerdem verletzt oder will man eine 
Verschlechterung seines Zustands recht­
zeitig erkennen, ist auch eine intensivere 
ärztliche Überwachung nötig. Kann der 
diensthabende Arzt dies nicht gewähr­
leisten, muss er den Patienten ggf. auf die 
Intensivstation verlegen. Falls dort kein 
Bett frei ist, muss man ihn notfalls in ein 
anderes Krankenhaus bringen.

„Die Polizei und psychiatrische Kliniken 
wehren sich oft, solche Patienten zu über­
nehmen“, sagt Steinert. „Und sie haben 
Recht: Beide können Betrunkene zwar in 
Einzelzimmern isolieren, per Videomoni­
tor überwachen und ggf. auch Puls und 
Blutdruck kontrollieren. Aber mehr ist oft 
nicht möglich – die Ausstattung dort ist 
sehr unterschiedlich.“ 

Muss man einen alkoholisierten Patient 
fixieren und – wegen Verletzung, Unfall 
o. ä. – ärztlich überwachen, muss er not­
falls auf die Intensivstation. Polizei oder 
Psychiatrie sind für die Versorgung dieser 
Patienten meist nicht ausgestattet.

Möglichst umfassende Dokumentation 
Falls Sie einen Patienten gegen seinen Wil­
len in der Klinik behalten oder behandeln, 
sollten Sie unbedingt dokumentieren [2],

▶▶ was im Gespräch gesagt wurde und
▶▶ warum Sie sich zu Ihrer Handlung 
entschieden haben.
▶▶ Evtl. können Sie auch die Rechtsgrund­
lage erwähnen, nach der Sie annehmen, 
zu handeln.

Psychiatrische Patienten
▼▼

Bei vorwiegend psychischen Sympto-
men: Psychiater einschalten  Stehen bei 
einem Patienten nicht die körperlichen, 
sondern die psychischen Symptome im 
Vordergrund, ist er bei Selbst- oder Fremd­
gefährdung eher ein Fall für die Psychiat­
rie. Auch hier lohnt es sich aber, zu unter­
scheiden:

▶▶ Akut fremdaggressive, psychotische 
Patienten muss man ggf. sichern bzw. 
fixieren und in eine psychiatrische 
Abteilung bringen lassen.
▶▶ Für Patienten nach einem Suizidver­
such dagegen, deren Schnittwunden, 
Medikamentenvergiftung o. ä. behan­
delt sind und die gleich wieder gehen 
wollen, empfiehlt Steinert eher ein Kon­
sil: Hier kommt der Psychiater – z. B. 
aus der psychiatrischen Abteilung des 
Krankenhauses – zum Patienten, nicht 
umgekehrt. 

Fallbeispiel 3: Überwachung nach Unfall unter Alkoholeinfluss

In der Notaufnahme wird nachts ein Patient angeliefert, der mit 3,7 ‰ Blutalkohol am Steu­
er saß und einen PKW-Unfall erlitten hat – bei 80 km/h, das Auto hat sich überschlagen. Er 
hat keine äußeren Verletzungen, auch das konventionelle Röntgenbild zeigt keine Auffällig­
keiten. Die Ärztin will ihn zur Überwachung in der Klinik behalten, aber er weigert sich und 
geht. Sie ruft die Polizei, die ihn gegen seinen Willen wieder ins Krankenhaus bringt. Er will 
gleich wieder gehen, und die Ärztin ist in der Zwickmühle: Wenn sie ihn fixiert, müsste er 
auf die Intensivstation, da nur dort eine ständige Überwachung gewährleistet ist. Der Arzt 
dort lehnt aber ab, weil er kein Bett frei hat. Die Polizei weigert sich, den Patienten mitzu­
nehmen, da sie die medizinische Überwachung der potenziellen Verletzungen nicht leisten 
kann, gleiches hört die Ärztin von der Psychiatrie. Sie lässt den Patienten schließlich gehen, 
da er ihr trotz des Alkoholpegels einwilligungsfähig erscheint. Im Internet-Forum, wo sie die­
sen Fall vorstellt, wird ihre Entscheidung kontrovers diskutiert und mehrheitlich abgelehnt.

Quelle: [12] 
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Vorgehen bei Behandlungsverweigerung (Beispiele)

Patient ist... Dringlichkeit der ärztlichen Behandlung Vorgehen

einwilligungsfähig. kein konkreter Anhaltspunkt für Selbst- oder 
Fremdgefährdung

nach eingehender Aufklärung gehen lassen

stark alkoholisiert. keine akuten Verletzungen, aber konkreter Anhalts­
punkt für Fremdgefährdung (z. B. Ankündigung, 
trotz hohen Alkoholpegels Auto zu fahren)

1.	 versuchen zu überzeugen („Wenn Sie das tun, 
müsste ich die Polizei rufen.“)

2.	 ggf. Polizei verständigen (Cave: Schweigepflicht!)

intensive Überwachung, dringende Diagnostik 
oder Behandlung nötig (akute Verletzungen,  
Delir o. ä.)

1.	 versuchen zu überzeugen
2.	 notfalls fixieren, sedieren und behandeln, soweit 

verhältnismäßig

akut psychisch krank 
(z. B. Panikattacke, 
Psychose, akute 
Depression).

keine akuten Verletzungen, aber z. B. suizidal Psychiater hinzurufen oder – falls nicht möglich –  
in Psychiatrie bringen lassen zur Abklärung

intensive Überwachung, dringende Diagnostik 
oder Behandlung nötig (akute Verletzungen,  
Delir o. ä.)

1.	 versuchen zu überzeugen
2.	 notfalls fixieren, sedieren und behandeln, soweit 

verhältnismäßig

dauerhaft nicht 
einwilligungsfähig 
(z. B. dement, 
psychisch krank)

kein akuter Behandlungsbedarf sofern keine zutreffende Patientenverfügung vorliegt: 
richterliche Genehmigung einholen

dringender Handlungsbedarf sofern keine zutreffende Patientenverfügung vorliegt: 
1.	 notfallmäßig behandeln (falls nötig fixieren/sedieren) 
2.	 richterliche Genehmigung nachholen

Tab. 2  Wenn der Patient die Behandlung verweigert und die Klinik oder z. B. die Notaufnahme gegen ärztlichen Rat verlassen will, sollten Sie jeweils den Grad 
der Einwilligungsfähigkeit und die Dringlichkeit der Behandlung einschätzen. Davon hängt das weitere Vorgehen ab. 

Recht

Nur falls alle Überzeugungsversuche fehl­
schlagen und der Patient nicht freiwillig 
bleibt, sollte man ihn von der Polizei in die 
Psychiatrie bringen lassen [2].

Fixierung ohne Sedierung ethisch frag-
würdig  Sollten Sie gezwungen sein, den 
Patienten festzuhalten (z. B. bis zum Ein­
treffen des Psychiaters): Beachten Sie, 
dass eine rein mechanische Fixierung in 
akuten Erregungszuständen problema­
tisch ist. „Ich würde lieber sedierende 
Medikamente bekommen, als in dieser 
Situation nur festgebunden zu werden“, 
meint Steinert. Bei der Wahl des Präparats 
sollte man allerdings auf potenzielle 
Wechselwirkungen bzw. Kontraindikatio­
nen achten (z. B. hinsichtlich Alkohol oder 
Drogen).

Entscheidung über Zwangseinweisung 
Bevor ein Patient gegen seinen Willen in 
einer psychiatrischen Klinik „unter­
gebracht“ wird, muss er auf jeden Fall 
psychiatrisch untersucht werden. „Eine 
Zwangseinweisung ist ja eine erhebliche 
Freiheitsberaubung“, so Prof. Steinert. 

„Dafür müssen eine psychische Erkran­
kung und akute Gefahr vorliegen.“ So 
rechtfertige z. B. nicht jede vermutete 
Suizidalität eine Einweisung: „In der aku­
ten Phase einer Depression wäre das mög­
lich, aber nicht aufgrund von vagen Äuße­
rungen – z. B. unter Alkoholeinfluss – 
eines ansonsten Gesunden.“ Auch die 

Behandlungsverweigerung eines psy­
chisch Kranken ist für sich allein kein 
Grund für eine Unterbringung.

Über eine Zwangseinweisung entscheidet 
– je nach Rechtsgrundlage – letztlich das 
Amts- oder Betreuungsgericht bzw. die 
Polizei.

Gesetzliche Grundlagen  Die Unterbrin­
gung und ggf. Zwangsbehandlung in psy­
chiatrischen Kliniken sind u. a. in folgen­
den Normen geregelt:

▶▶ § 1906 BGB: Genehmigung des Betreu­
ungsgerichts bei der Unterbringung 

▶▶ § 312–339 FamFG (Gesetz über das 
Verfahren in Familiensachen und in  
den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit): Verfahren in Unter­
bringungssachen

▶▶ Die öffentlich-rechtliche Unterbrin­
gung regelt jedes Bundesland in einem 
eigenen Gesetz (q Tab. 1, online). 

Zwangsbehandlung sehr eingeschränkt 
Seit die Zwangsbehandlung psychisch 
Kranker im letzten Jahr gesetzlich neu 
geregelt wurde, ist sie – abgesehen von 
echten Notfällen – nur unter sehr engen 
Voraussetzungen und nur mit Gerichts­
beschluss möglich [2, 9]. Steinert ist damit 
grundsätzlich einverstanden. „Es gibt 
allerdings Notfälle, in denen die zwangs­
weise Gabe z. B. eines Antipsychotikums 

humaner ist, als einfach auf möglicher­
weise nicht absehbare Dauer zu fixieren – 
auch wenn an letzteres rechtlich weniger 
hohe Anforderungen gestellt werden.“
Problematisch findet er an der gesetz
lichen Regelung außerdem, dass sie Not­
fallbehandlungen außerhalb des psychia­
trischen Krankenhauses nicht regelt, also 
z. B. im Allgemeinkrankenhaus oder am­
bulant. „Eine Zwangsbehandlung darf nur 
in der Psychiatrie stattfinden“, so Steinert. 

„Aber es ist unsinnig, einen Patienten z. B. 
zur lebensrettenden Dialyse zwangsweise 
in eine Psychiatrie zu bringen – weil sie 
dort nicht durchgeführt werden kann!“

Außer im echten Notfall (§ 34 StGB) oder 
mit Gerichtsbeschluss darf kein Patient 
gezwungen werden, Medikamente zu 
nehmen. Eine reine Isolierung oder Fixie­
rung ist rechtlich leichter möglich.

Dauerhaft nicht 
einwilligungsfähige Patienten

▼▼
Gericht entscheidet  Ist ein Patient, der 
eine Behandlung verweigert bzw. sich of­
fensichtlich dagegen wehrt, dauerhaft 
nicht einwilligungsfähig (z. B. aufgrund 
einer psychischen Krankheit oder De­
menz), entscheidet grundsätzlich das 
Betreuungsgericht. Die Zustimmung des 
gesetzlichen Betreuers reicht nicht aus.
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Recht

Patientenverfügung beachten, falls vorhanden  Die einzige 
Ausnahme wäre eine Patientenverfügung, die genau auf den je­
weiligen Fall zutrifft. „Zum Beispiel, wenn ein psychisch Kranker 
festgehalten hat, dass er im Fall einer Lungenentzündung auch 
gegen seinen Willen Antibiotika erhalten möchte“, so Tilman 
Steinert. Seiner Erfahrung nach kommt das aber selten vor. 
Häufiger sind Fälle wie der demente Bewohner eines Pflege­
heims, der sich bei Verdacht auf eine Lungenembolie gegen die 
Untersuchung wehrt. „Der Arzt steht dann vor dem Dilemma, 
sich eher Körperverletzung oder unterlassene Hilfeleistung vor­
werfen zu lassen“, so Steinert. Rechtlich könne man sich hier nur 
auf einen Notstand nach § 34 StGB berufen.

Notfallbehandlung: Genehmigung nachholen  Ist die Behand­
lung so dringend, dass man keine richterliche Entscheidung ab­
warten kann – und ist keine gültige Patientenverfügung vorhan­
den, die die Behandlung untersagt – kann der Arzt den Patienten 
notfallmäßig behandeln (§ 34 StGB). Die richterliche Genehmi­
gung ist dann unverzüglich nachzuholen.

Bei dauerhaft nicht einwilligungsfähigen Patienten muss ein 
Richter die Zwangsbehandlung genehmigen. Außerdem ist ggf. 
die Patientenverfügung zu beachten. Echte Notfallbehandlungen 
sind im Einzelfall auf Grundlage von § 34 StGB möglich.

q �In Tab. 2 sind die hier diskutierten Beispiele noch einmal zu­
sammengestellt. 

Julia Rojahn

Zusatzmaterial online

Tabelle 1 und das Literaturverzeichnis zu diesem Beitrag finden  
Sie im Internet: Abonnenten und Nichtabonnenten können unter 
„www.thieme-connect.de/ejournals“ die Seite der Lege artis auf­
rufen und beim jeweiligen Artikel auf „Zusatzmaterial“ klicken. 

Kernaussagen
▶▶ Verweigert ein voll einwilligungsfähiger Patient eine Behandlung 
oder einen Klinikaufenthalt, müssen Sie ihn detailliert und deut­
lich über die damit verbundenen Risiken aufklären. Dokumentie­
ren Sie in diesen Fällen besonders gründlich.

▶▶ Alkoholisierte, die nicht (mehr) ärztlich überwacht oder behandelt 
werden müssen, aber andere offensichtlich gefährden, gehören 
ggf. in die Obhut der Polizei. Da der Arzt seine Schweigepflicht 
bricht, wenn er die Polizei ruft, muss dies aber verhältnismäßig 
sein.

▶▶ Besteht bei stark alkoholisierten Patienten akuter medizinischer 
Handlungsbedarf, kann bzw. muss man sie notfallmäßig fixieren 
und behandeln. Auch hier ist die Verhältnismäßigkeit zu beachten. 

▶▶ Bei vorwiegend psychiatrischen Symptomen mit Selbst- oder 
Fremdgefährdung (Psychose, Suizidversuch u. ä.) sollte man den 
Patienten zur Abklärung in die Psychiatrie bringen lassen bzw. ei­
nen Psychiater hinzuziehen.

▶▶ Über Zwangseinweisungen und -behandlungen müssen – außer 
im echten Notfall – Gerichte oder Behörden entscheiden. 

▶▶ Vor allem bei dauerhaft nicht einwilligungsfähigen Patienten sollte 
man auch nach einer Patientenverfügung fragen.
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